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Landesarbeitsgericht München 

BESCHLUSS 

In dem Beschwerdeverfahren  

1. Firma A.  
vertreten durch den Vorstand,  
dieser vertreten durch den  
A-Straße, A-Stadt 

- Antragstellerin, Beteiligte zu 1) und Beschwerdeführerin - 

Verfahrensbevollmächtigte zu 1: 

Rechtsanwälte B.  
B-Straße, A-Stadt 

2.  E. 
E-Straße, A-Stadt 

- Beteiligter zu 2 - 

3.  G. 
G-Straße, G-Stadt 

- Beteiligter zu 3 - 

4.  Dr. I. 
I-Straße, I-Stadt 

- Beteiligter zu 4 - 

5.  K.  
K-Straße, A-Stadt 

- Beteiligte zu 5 - 
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6.  M. 
M-Straße, M-Stadt 

- Beteiligter zu 6 - 

7.  O. 
O-Straße, O-Stadt 

- Beteiligter zu 7 - 

8.  Q. 
Q-Straße, Q-Stadt 

- Beteiligter zu 8 - 

9. S. 
S-Straße, S-Stadt 

- Beteiligte zu 9 - 

 
10. Neu gewählter Betriebsrat der A.  

vertreten durch die Vorsitzende  
C-Straße, A-Stadt 

- Beteiligter zu 10 - 

 

 

Verfahrensbevollmächtigte: 

zu 2-3; 6-8:  
Rechtsanwältin F. 
F-Straße, A-Stadt 

zu 4-5:  
Rechtsanwälte J. 
J-Straße, A-Stadt 

zu 9:  
Rechtsanwälte T. 
T-Straße, A-Stadt 

zu 10:  
Rechtsanwälte D. 
D-Straße, D-Stadt 
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hat das Landesarbeitsgericht München durch die Vorsitzende der Kammer 3, Vorsitzende 

Richterin am Landesarbeitsgericht Dr. Eulers, ohne mündliche Verhandlung am 10. März 

2026 

 

beschlossen: 

 

Auf die Beschwerde der Beteiligten zu 1) wird der Beschluss des Arbeitsgerichts München 

vom 15.05.2025 – 34 BVGa 9/25 – teilweise unter Zurückweisung des Rechtsmittels im 

Übrigen abgeändert und wie folgt neu gefasst: 

 

Der Gegenstandswert für das Verfahren auf 43.750,00 € festgesetzt. 

 

Die Gebühr nach Nr. 8614 der Anlage 1 zum GKG wird auf die Hälfte ermäßigt. 

 

 

Gründe: 

I. 

 

Die Beschwerdeführerin wendet sich gegen die Festsetzung des Gegenstandswerts in 

einem im Rahmen eines einstweiligen Verfügungsverfahrens geführten 

Beschlussverfahrens.  

 

Die Beschwerdeführerin ist die im Ausgangsverfahren zu 1) beteiligte Holdinggesellschaft 

der A.-Gruppe mit Sitz in A-Stadt. Innerhalb der rechtlichen Einheit der Beteiligten zu 1) 

existierten seit 2011 zwei Betriebe, in denen 2022 getrennte Betriebsratswahlen 

stattfanden. Die Beteiligten zu 2) bis 9) gehörten dem 2022 gewählten Betriebsrat des 

Betriebs A. an. Nachdem im Dezember 2024 vorzeitig die Wahl eines neuen Betriebsrats 

für diesen Betrieb stattfand, haben die Beteiligten zu 2) bis 9) vor dem Arbeitsgericht 

München Verfahren eingeleitet, um die Betriebsratswahl für nichtig bzw. unwirksam 

erklären zu lassen. Eine Übergabe der Betriebsratsunterlagen an den neu gewählten, zu 

10) beteiligten Betriebsrat fand nicht statt. Manche, aber nicht alle Unterlagen konnten 

durch Akteneinsicht bei Gerichten und Beteiligten von Einigungsstellenverfahren 
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rekonstruiert werden. Zwischen den Beteiligten sind eine Vielzahl von weiteren Verfahren 

vor dem Arbeitsgericht München und dem Landesarbeitsgericht München rechtshängig.  

 

Die Beteiligte zu 1) hat das hiesige Ausgangsverfahren mit den nachfolgenden, sinngemäß 

und auszugsweise wiedergegebenen Anträgen eingeleitet: 

 

1. Den Beteiligten zu 2) bis zu 9) wird aufgegeben, an den Beteiligten zu 10) 

unverzüglich herauszugeben bzw., soweit es sich um Daten handelt, diese zu 

übertragen:  

  

a. sämtliche physische und digitale Betriebsratsakten sowie sämtliche Kopien 

davon zu den laufenden, nachfolgend benannten Gerichtsverfahren, an denen der 

Betriebsrat der Beteiligten zu 1) derzeit beteiligt ist.  

  

Dies betrifft insbesondere die physischen und digitalen Betriebsratsakten zu  

den anhängigen Statusverfahren am Arbeitsgericht München, mit den folgenden 

Aktenzeichen:  

  

  (es folgen 22 Aktenzeichen von Verfahren) 

  

Dies betrifft zudem die physischen und digitalen Betriebsratsakten zu den  

anhängigen Statusverfahren am Landesarbeitsgericht München, mit den folgenden 

Aktenzeichen:  

  

(es folgen 22 Aktenzeichen) 

 

Sowie die weiteren anhängigen Gerichtsverfahren am Arbeitsgericht München 

bzw. Landesarbeitsgericht München mit den folgenden Aktenzeichen:  

  

(es folgen sechs Verfahren mit Aktenzeichen und zwei mit Benennung des 

Gegenstands des Beschlussverfahrens) 

 

Sowie fünf Zustimmungsersetzungsverfahren am Arbeitsgericht München:  

  

(es folgen fünf Verfahren mit Aktenzeichen) 
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Zwei Vergütungsverfahren am Arbeitsgericht München:  

  

 (es folgen zwei Verfahren mit Aktenzeichen) 

 

Fünf vermeintliche Betriebsratsbehinderungsverfahren am Arbeits- bzw. 

Landesarbeitsgericht München:  

  

 (es folgen fünf Verfahren mit Aktenzeichen) 

 

  

Sowie die nachfolgenden weiteren anhängigen Verfahren am Arbeitsgericht  

München:  

(es folgen vier Verfahren mit Aktenzeichen) 

 

b. Sämtliche physischen und digitalen Betriebsratsakten sowie sämtliche Kopien  

davon zu den laufenden nachfolgend benannten Einigungsstellenverfahren, an  

denen der Betriebsrat … derzeit beteiligt ist:  

  

(es folgen fünf Einigungsstellenverfahren mit Aktenzeichen) 

 

c. Sämtlicher Betriebsratsschriftverkehr, sei es in physischer oder digitaler Form, 

sowie sämtlicher Kopien davon, die die Beteiligten zu 2) bis 9) in ihrer Funktion als 

Mitglieder des Betriebsrats mit Prozessbevollmächtigten und innerhalb des 

Betriebsratsgremiums … innerhalb des Zeitraums Mai 2022 bis 16. Dezember 

2024 zu sämtlichen in den Ziffern a. und b. vorgenannten Verfahren führten.  

  

2. Den Beteiligten zu 2) bis zu 9) wird aufgegeben, sämtliche physischen und 

digitalen Betriebsratsunterlagen sowie Daten zu den Betriebsratssitzungen, 

Beschlussfassungen und Betriebsratsprotokollen, die in die Amtsperiode Mai 2022 

bis 16. Dezember 2024 fallen, sowie weitere Unterlagen unverzüglich an die 

Beteiligte zu 10) herauszugeben bzw. zu übertragen, über die die Antragsgegner 

aufgrund ihres bisherigen Betriebsratsamtes verfügt, insbesondere  

  

a. Betriebsratsliteratur (Fachliteratur – Printabo der AiB von Mai 2022 bis  
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Dezember 2024)  

 

b. sämtliche Betriebsvereinbarungen als Ordner sämtlicher bisher 

abgeschlossener und derzeit geltenden Betriebsvereinbarungen, die der 

Betriebsrat … speicherte und für die Betriebsratsarbeit nutzte.  

 

c. Betriebsvereinbarungen sowie sämtlichen Betriebsvereinbarungs-Entwürfen,  

anwaltlichen Entwürfen und anwaltlichen Beratungskorrespondenzen hierzu im  

Zeitraum von Mai 2022 bis Dezember 2024,  

 

d. Sitzungsunterlagen (Ladungen, Protokollen sowie sonstigen Aufzeichnungen)  

des Betriebsrats … von Juni 2023 bis 10.12.2024,  

 

e. Betriebsratsbeschlüsse des Betriebsrats … von Juni 2023 bis 16.12.2024.  

 

f. physisch von Vertretern der Beteiligten zu 1) an den Betriebsrat …, vertreten 

durch die Beteiligten zu 2) bis 9) , übergebene Betriebsratsanhörungen im 

Rahmen der Mitbestimmung.  

  

3. Den Beteiligten zu 2) bis 9) wird aufgegeben, an den Beteiligten zu 10) 

sämtliche Korrespondenzen, die jeweils über die individualisierten dienstlichen E-

Mail-Adressen der Beteiligten zu 2) bis 9) … in der Funktion als Mandatsinhaber 

geführt wurden, herauszugeben bzw. dem Beteiligten zu 10) in einer geeigneten 

Form (z.B. per Datentransfer) zur Verfügung zu stellen. Dies betrifft insbesondere  

  

a. die Korrespondenz, die die Beteiligten zu 2) bis 9) über die benannten E-

Mailaccounts … geführt haben und die in den jeweiligen persönlichen E-Mail-

Accounts gespeichert sind.  

b. Sämtliche Korrespondenz, die innerhalb des Betriebsratsgremiums zu den  

vorgenannten Verfahren geführt wurden.  

  

4. Den Beteiligten zu 2) bis 9) wird jeweils aufgegeben, an Eides statt zu 

versichern, dass sie über keine weiteren als in den Ziffern 1-3 aufgeführten 

physischen und digitalen Betriebsratsunterlagen, Daten sowie Kopien hiervon 

verfügen und sämtliche Betriebsratsunterlagen und Daten herausgegeben haben.  
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5. Den Beteiligten zu 2) bis 9) wird im Wege von Stufenanträgen auferlegt:  

  

a. Der Beteiligten zu 1), hilfsweise dem Beteiligten zu 10) in diesem Verfahren 

vollständige Auskunft darüber zu erteilen, welche 

betriebsverfassungsrechtlichen Datenbestände und Betriebsratsunterlagen 

analog oder digital den Beteiligten zu 2) bis 9) bei Ablauf ihrer Amtsperiode am 

16.12.2024, auch von Vorgängerbetriebsräten, vorlagen,  

 

b. Der Beteiligten zu 1), hilfsweise dem Beteiligten zu 10) in diesem Verfahren 

vollständige Auskunft darüber zu geben, welche Geschäftsunterlagen die 

Antragsgegner zu 1 bis 8 über die unter Ziff. a. genannten Unterlagen hinaus 

bei Ablauf ihrer Amtsperiode am 16.12.2024 in ihrem Besitz hatten, gleich ob 

Original, Kopie, EDV-Dateien und Daten oder in sonstiger Speicherung sowie 

die exakten digitalen Speicherorte, inklusive der Zugangsberechtigung oder 

Ermöglichung,  

 

c. die vorgenannten Auskünfte eidesstattlich zu versichern,  

 

d. die vorgenannten Unterlagen entsprechend dieser Auskünfte an den Beteiligten 

zu 10) herauszugeben bzw. zu übertragen.  

  

6. Für den Fall des Obsiegens mit dem Antrag zu 1. und/ oder 2. und/ oder 3. und/  

oder 4. und/oder 5.: 

 

Der Beteiligten zu 2) bis 9) wird für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen die 

vorstehenden Verpflichtungen ein Ordnungsgeld, dessen Höhe in das Ermessen 

des Gerichts gestellt wird, aber 10.000 Euro nicht unterschreiten sollte, ersatz-

weise Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, angedroht.  

 

Durch Beschluss vom 03.03.2025 - 34 BVGa 9/25 - hat das Arbeitsgericht München die 

Anträge zurückgewiesen.  

 

Auf Antrag der Verfahrensbevollmächtigten der Beteiligten zu 2), 3), 6), 7) und 8) und nach 

Anhörung der übrigen Beteiligten und Verfahrensbevollmächtigten hat das Arbeitsgericht 
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München den Gegenstandswert für das Verfahren durch Beschluss vom 15.05.2025 - 34 

BVGa 9/25 - auf 80.075,00 € festgesetzt. Die Bewertung richte sich nach § 23 Abs. 3 Satz 

2 HS 2 RVG. Bei den vorliegenden Anträgen handele es sich um nichtvermögensrechtliche 

Gegenstände, da sie weder auf einer vermögensrechtlichen Beziehung beruhten noch auf 

Geld oder Geldeswert gerichtet seien. Bei den Anträgen 1a) und 1b) sei das 

Herausgabeverlangen hinsichtlich jedes der 71 Verfahren mit 500 € und beim Antrag 1c) 

sei das Auskunftsverlangen hinsichtlich jedes der Verfahren mit 250 € bewertet worden. 

Einerseits könne das Herausgabe- bzw. Auskunftsverlangen nicht wie das Verfahren selbst 

berücksichtigt werden. Andererseits sei die Bedeutung im Hinblick auf die streitigen 

rechtlichen Fragen bzw. für die betroffenen Arbeitnehmer zu berücksichtigen. Beim Antrag 

2) sei das Herausgabeverlangen aufgrund der großen Bedeutung insbesondere der 

Sitzungsunterlagen und der Betriebsratsbeschlüsse im Hinblick auf die in verschiedenen 

Beschlussverfahren streitigen rechtlichen Fragen mit 10.000 € bewertet worden. Bei Antrag 

3) sei das Herausgabeverlangen mit 5.000 € bewertet worden, da es im Vergleich zum 

Herausgabeverlangen der Sitzungsunterlagen, der Betriebsratsbeschlüsse bzw. Verfahren 

eine geringere Bedeutung habe. Der mit Antrag zu 4) begehrte Eid sei mit 10% der bei den 

Anträgen zu 1) bis zu 3) angesetzten Werte berücksichtigt worden, weil von einer 

untergeordneten Bedeutung im Hinblick auf die begehrte Durchsetzung auszugehen sei. 

Bei einem Stufenantrag, wie er hier mit Antrag zu 5) vorliege, sei für die Wertberechnung 

nur einer der verbundenen Ansprüche, und zwar der Höhere maßgebend. Es seien im 

Vergleich zu der zum Antrag zu 2) geringeren Bedeutung 5.000,00 € angemessen. Über 

Hilfsantrag zu 6) sei nicht zu entscheiden. 

 

Gegen diesen, ihren Verfahrensbevollmächtigen am 19.05.2025 zugestellten Beschluss hat 

die Beteiligte zu 1) am 02.06.2025 Beschwerde eingelegt und sinngemäß beantragt, den 

Gegenstandswert auf 1.466,50 € festzusetzen. Es handele sich um ein einstweiliges 

Verfügungsverfahren, was bei der Wertfestsetzung mangels Abschlags unberücksichtigt 

geblieben sei. Die Anträge zu 1) seien insgesamt mit 500,00 € zu bewerten. Es hätte keine 

Summierung des Heraus- bzw. Übertragungsverlangens im Antrag zu 1) vorgenommen 

werden dürfen. In Fällen, in denen eine Vielzahl von gleichförmigen Leistungen begehrt 

werde, sehe das Gesetz vor, dass keine Streitwertaddition vorzunehmen sei. Dies müsse 

vor allem gelten, wenn, wie hier, einerseits Betriebsratsakten (Anträge zu 1a) und 1b)), 

andererseits Betriebsratsschriftverkehr (Antrag zu 1c)) zu exakt denselben Verfahren 

herausverlangt werden würden. Das Verlangen in Antrag zu 1c) hätte genauso gut in das 

Verlangen der Anträge zu 1a) und 1b) integriert werden können. Dann aber wäre 
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offensichtlich, dass für das Herausgabeverlangen des zugehörigen 

Betriebsratsschriftverkehrs keine eigenständigen Werte anzusetzen seien. Die Aufteilung 

sei allein aus Bestimmtheitsgründen erfolgt. Die Festlegung der Höhe des Streitwerts vor 

dem Hintergrund der „Bedeutung im Hinblick auf die streitigen rechtlichen Fragen bzw. für 

die betroffenen Arbeitnehmer" sei nicht nachvollziehbar. Die zu 1) herausverlangten 

Betriebsratsunterlagen bzw. Daten hätten keinen objektiven Verkehrswert. Vielmehr 

handele es sich um die Dokumentation einer bestimmten Art von Betriebsratstätigkeit, die 

nicht verkehrsfähig sei. Für das Herausgabe- bzw. Übertragungsverlangen im Antrag zu 1) 

sei für ein Hauptsacheverfahren ein Gegenstandswert in Höhe von 1.000,00 € anzusetzen; 

für die vorliegende einstweilige Verfügungssache sei nur ein Bruchteil dieses Betrags, d. h. 

500,00 € heranzuziehen. Der Wert des Herausgabe- bzw. Übertragungsverlangens des 

Antrags zu 2) sei mit 704,00 € anzusetzen, der sich aus 500,00 € für das Herausgabe- bzw. 

Übertragungsverlangen in einstweiligen Verfügungsverfahren und aus 204,00 € für die 

herausverlangte Betriebsratsliteratur zusammensetze. Der Wert des Herausgabe- bzw. 

Übertragungsverlangens im Antrag zu 3) in Bezug auf Betriebsratskorrespondenz sei mit 

125,00 € zu bewerten. Der Antrag zu 4) sei danach zu bewerten, welche weiteren 

Unterlagen sich die Beteiligte zu 1) von der eidesstattlichen Versicherung erhoffe, von 

deren Existenz sie bislang noch keine Kenntnis gehabt hätte, und wie deren Wert zu 

bemessen sei. Der Wert dieser herauszugebenden Unterlagen ließe sich im Vorhinein 

aufgrund der Unkenntnis ihrer Existenz nicht schätzen. Den nach Auskunft offengelegten 

Unterlagen komme ebenso wie den bereits herausverlangten Unterlagen kein objektiver 

Verkehrswert zu. Einem entsprechenden Herausgabe- bzw. Übertragungsverlangen könne 

daher allenfalls ein Streitwert zugeordnet werden, der einen Betrag von EUR 250,00 für ein 

Hauptsacheverfahren nicht übersteigen sollte. Nach angemessenem Abzug von 50 % 

verbliebe somit ein Streitwert in Höhe von EUR 125,00 und da der Antrag zu 4) nicht die 

Herausgabe der entsprechenden Unterlagen, sondern lediglich eine eidesstattliche 

Versicherung zu Gegenstand habe, eine Berücksichtigung in Höhe von 10 % wie vom 

Gericht angesetzt, sodass für den Antrag zu 4) ein Gegenstandswert in Höhe von EUR 

12,50 anzusetzen sei. Der Antrag zu 5) sei aufgrund des zu erwartenden geringen Umfangs 

unbekannter, nicht einem objektiven Verkehrswert unterliegenden Unterlagen und der 

Beantragung im einstweiligen Rechtsschutz mit 125,00 € zu bewerten.  

 

Das Arbeitsgericht München hat der Beschwerde nicht abgeholfen und sie dem 

Landesarbeitsgericht zur Entscheidung vorgelegt. Ein Abschlag im Hinblick auf eine 

einstweilige Verfügung erscheine nicht angezeigt, da im hiesigen Verfahren faktisch die 



 

- 10 - 

Vorwegnahme der Hauptsache begehrt worden sei. Die Vertretung des Beteiligten zu 1) 

habe in der Sache die jeweilige Bedeutung noch als noch als überragend eingeschätzt. 

 

Die Verfahrensbevollmächtigten der Beteiligten zu 2) bis 9) haben sich der Wertfestsetzung 

durch das Arbeitsgericht angeschlossen und sie verteidigt. 

 

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf die Beschwerdeakte Bezug 

genommen. 

 

II. 

 

Die nach § 33 Abs. 3 Satz 1 RVG statthafte Beschwerde ist zulässig und teilweise 

begründet. 

 

1. Die Beschwerde ist zulässig. Sie ist form- und fristgerecht eingelegt worden, § 33 

Abs. 3 Satz 3 RVG. Der Beschwerdewert des § 33 Abs. 3 Satz 1 RVG ist bei einem um 

mehrere Zehntausend niedrigeren Gegenstandswert, wie er begehrt wird, erreicht. 

 

2. Die Beschwerde ist auch teilweise begründet. Der Gegenstandswert ist für das 

Verfahren auf 43.750,00 € festzusetzen, §§ 33 Abs. 1, 23 Abs. 3 S. 2 HS 2 RVG. 

 

a) Die seit dem 01.06.2023 für Gegenstands- und Streitwertbeschwerden zuständige 

Kammer gibt die von ihr bisher vertretene Auffassung ausdrücklich auf, dass die 

Entscheidung des Erstgerichts vom Beschwerdegericht nur auf Ermessensfehler zu 

überprüfen ist und das Beschwerdegericht keine eigene hiervon unabhängige 

Ermessensentscheidung zu treffen hat (vgl. LAG München, Beschluss vom 06.06.2023 - 3 

Ta 59/23 - Rn. 50 f.). 

b) Die Beschwerdekammer folgt im Interesse der bundesweiten Vereinheitlichung der 

Rechtsprechung zur Wertfestsetzung und damit verbunden im Interesse der 

Rechtssicherheit und -klarheit bei bestimmten typischen Fallkonstellationen den 

Vorschlägen der auf Ebene der Landesarbeitsgerichte eingerichteten 

Streitwertkommission, die im jeweils aktuellen Streitwertkatalog für die Arbeitsgerichte 

niedergelegt sind, derzeit in der Fassung vom 01.02.2024 (im Folgenden: Streitwertkatalog 

2024, abgedruckt in NZA 2024, 307 ff.; ebenso LAG Nürnberg, Beschluss vom 30.07.2014 
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- 4 Ta 83/14 - Rn. 18 und Beschluss vom 29.07.2021 - 2 Ta 72/21 - Rn. 9; LAG Hessen, 

Beschluss vom 04.12.2015 - 1 Ta 280/15 - Rn. 7 m.w.Nachw.; LAG Rheinland-Pfalz, 

Beschluss vom 09.02.2016 - 5 Ta 264/15 - Rn. 4; LAG Hamburg, Beschl. v. 20.5.2016 - 5 

Ta 7/16 - Rn. 10; LAG Sachsen, Beschluss vom 28.10.2013 - 4 Ta 172/13 (2) unter II. 1 der 

Gründe¸ LAG Hamm Beschluss vom 26.10.2022 - 8 Ta 198/22 - Rn. 11; LAG München, 

Beschluss vom 06.06.2023 - 3 Ta 59/23 - Rn. 52 f.). Dabei wird nicht verkannt, dass der 

Streitwertkatalog für die Arbeitsgerichte nicht bindend ist. 

c) Dem Arbeitsgericht ist darin zu folgen, dass mit den Anträgen zu 1 bis 5 

nichtvermögensrechtliche Gegenstände vorliegen, da sie nicht auf einer 

vermögensrechtlichen Beziehung beruhen noch unmittelbar auf Geld oder Geldeswert 

gerichtet sind (vgl. LAG München, Beschluss vom 24.09.2024 - 3 Ta 125/24 - Rn. 3 m. w. 

Nachw.). Für nichtvermögensrechtliche Gegenstände bestimmt § 23 Abs. 3 S. 2 HS 2 RVG 

ausdrücklich, dass der Gegenstandswert mit 5.000,00 €, nach Lage des Falles niedriger 

oder höher, jedoch nicht über 500.000,00 € anzunehmen ist (vgl. LAG München, Beschluss 

vom 19.10.2023 - 3 Ta 172/23 - Rn. 16 ebenso NK-ArbR/Müller, 2. Aufl. 2023, RVG § 23 

Rn. 35 und 36). In Anlehnung an § 48 Abs. 2 GKG wird dieser Wert unter Berücksichtigung 

aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere des Umfangs und der Bedeutung der 

Angelegenheit für die Beteiligten bestimmt (vgl. 

Ahlmann/Kapischke/Pankatz/Rech/Schneider/Schütz/Rech, 11. Aufl. 2024, RVG § 23 Rn. 

283; TZA ArbR-Streitwert/Paschke, Teil 1 B. Rn. 121; BAG, Beschluss vom 14.12.2016 - 7 

ABR 8/15 - Rn. 39; LAG München, Beschluss vom 19.10.2023 - 3 Ta 172/23 - Rn. 16). Des 

Weiterem ist dem Umstand Rechnung zu tragen, dass die der Arbeitgeberin gemäß § 40 

Abs. 1 BetrVG obliegende Verpflichtung, die außergerichtlichen Kosten zu tragen, nicht zu 

einer unangemessenen Belastung führen darf (LAG Köln, Beschluss vom 23.12.2015 - 11 

Ta 381/14 - Rn. 2). Demgegenüber können der Umfang und die Schwierigkeitsgrad der 

anwaltlichen Tätigkeit regelmäßig keine Herauf- oder Herabsetzung des 

Gegenstandswertes rechtfertigen (so auch GK-ArbGG/Schleusener, Januar 2024, § 12 Rn. 

427; Henssen/ Gerretz in: Däubler/Hjort/Schubert/Wolmerath, Arbeitsrecht, 5. Auflage 

2022, § 80 ArbGG Rn. 13; Kreuder/Ursula Matthiessen-Kreuder in Düwell, BetrVG, 6. Aufl. 

2022, Gebühren- und Kostenrecht Rn. 31; LAG Hamm, Beschluss vom 10.10.2005 - 10 

TaBV 102/05 - und - vom 02.02.2009 - 10 Ta 801/08 -; a. A. aber BAG, Beschluss vom 

14.12.2016 - 7 ABR 8/15 - Rn. 39; LAG Baden-Württemberg, Beschluss vom 30.10.2018 - 

5 Ta 126/18 - Rn. 8). Beides hängt ausschließlich vom subjektiven Kenntnisstand und der 

Arbeitsweise des jeweils mit der Vertretung beauftragten Rechtsanwalts ab (vgl. LAG 

Hamm, Beschluss vom 10.10.2005 - 10 TaBV 102/05 -), wodurch ein subjektives Element 
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in die nach objektiven Maßstäben vorzunehmende Wertfestsetzung einflösse. Dieses 

Kriterium würde zudem auch in den Fällen zu einer niedrigeren 

Gegenstandswertfestsetzung führen, in denen der Arbeitgeber in besonders 

offensichtlicher Weise ein bedeutsames (Mitbestimmungs- bzw. Beteiligungs-) Recht ggf. 

wiederholt missachtet hätte. Gründe, diesen Arbeitgeber gebührenrechtlich zu privilegieren, 

sind nicht ersichtlich. Abweichungen vom Ausgangswert des § 23 Abs. 3 S. 2 HS 2 RVG in 

der einen oder anderen Richtung setzen Tatsachen voraus, die ihn als erkennbar 

unangemessen erscheinen lassen (vgl. LAG Köln, Beschluss vom 23.12.2015 - 11 Ta 

381/14 - Rn. 2; LAG Baden-Württemberg, Beschluss vom 30.10.2018 - 5 Ta 126/18 - Rn. 

8).  

 

d) Nach Maßgabe dieser Grundsätze ist ein Gesamtgegenstandswert für das hiesige 

Beschlussverfahrens auf 43.750,00 € festzusetzen.  

 

 

 

 

aa) Der Antrag zu 1) ist mit insgesamt 15.000,00 € zu bewerten. 

 

Die Beteiligten stritten im Antrag zu 1) darüber, ob den Beteiligten zu 2) bis 9) aufzugeben 

sei, dem Beteiligten zu 10) „folgende Betriebsratsunterlagen“ und Kopien davon 

herauszugeben bzw. zu übertragen. In lit. a), b) und c) wurden die Betriebsratsunterlagen 

im Eingangssatz näher beschrieben („sämtliche physische und digitale Betriebsratsakten“, 

„sämtlicher Betriebsratsschriftverkehr“) und – soweit bekannt – konkret nach Aktenzeichen 

benannt. Neben dem Einleitungssatz des Antrags zu 1) verdeutlicht das Wort 

„insbesondere“ in lit. a) die Auslegung des Antrags zu 1), dass vom Herausgabebegehren 

der Beteiligten zu 1) neben den konkret genannten Betriebsratsakten weitere 

Betriebsratsakten umfasst waren. Das Begehren der zu 1) beteiligten Arbeitgeberin ist auf 

die Herausgabe aller vorhandenen Betriebsratsunterlagen gerichtet. Vor diesem 

Hintergrund ist nicht ein Wert für ein einzelnes Verfahren festzusetzen und die Einzelwerte 

zu summieren, sondern es ist das Herausgabebegehren als Ganzes zu bewerten.  

 

Der Wert eines Verlangens auf Urkundenherausgabe bestimmt sich danach, was mit dem 

Besitz der Urkunde angestrebt wird (vgl. Zöller/Herget, ZPO, 36. Aufl. 2026, § 3 Rn. 16.92). 

Die zu 1) beteiligte Arbeitgeberin wollte durch die Zurverfügungstellung der 
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Betriebsratsunterlagen dem im Dezember 2024 neu gewählten und zu 10) beteiligten 

Betriebsrat ermöglichen, seine Tätigkeit ordnungsgemäß aufzunehmen und auszuüben 

(vgl. Antragsschrift, S. 19, 23, insbesondere E-Mail vom 15.01.2025). Die Herausgabe aller 

vorhandenen Betriebsratsunterlagen diente damit dem Zweck einer geordneten 

Betriebsratstätigkeit und letztlich dem Zweck einer vertrauensvollen Zusammenarbeit der 

Betriebsparteien (§ 2 Abs. 1 BetrVG). Die Angelegenheit darf für die zu 1) beteiligte 

Arbeitgeber folglich als bedeutsam eingeschätzt werden, was sich auch daran zeigt, dass 

sie das hiesige Beschlussverfahren zugunsten des bei ihr neu gewählten Betriebsrats 

einleitete. Für die Wertfestsetzung ist zudem die Vielzahl der geführten Beschlussverfahren 

erster und zweiter Instanz sowie der Einigungsstellenverfahren zu berücksichtigen; es 

handelte sich immerhin um 71 Verfahren insgesamt, an deren Erledigung die Beteiligte zu 

1) zudem ein eigenes Interesse hatte. Die Konkretisierung des Herausgabeverlangens zu 

lit. c) dürfte dagegen den Wert des Antrags zu 1) nicht maßgebend erhöhen, weil der 

Betriebsratsschriftverkehr, den die Beteiligten zu 2) bis 9) in ihrer Funktion als Mitglieder 

des Betriebsrats mit Prozessbevollmächtigten und innerhalb des Betriebsratsgremiums der 

A. Re innerhalb des Zeitraums Mai 2022 bis 16. Dezember 2024 zu sämtlichen in den lit. 

a) und b) vorgenannten Verfahren geführt haben, mit dem Inhalt der Betriebsratsakten der 

lit. a) und b) genannten Verfahren überwiegend identisch sein dürfte. Der Sinn der 

Konkretisierung nach lit. c) erschöpft sich darin, außerhalb von Akten geführten 

Schriftverkehr heraus zu verlangen. Dass hierfür ein nennenswerter Umfang zu 

veranschlagen ist, ist weder vorgetragen noch ersichtlich. Da schließlich dem Umstand 

Rechnung zu tragen ist, dass die seitens der Arbeitgeberin gemäß § 40 

Abs. 1 BetrVG obliegende Verpflichtung, die außergerichtlichen Kosten zu tragen, nicht zu 

einer unangemessenen Belastung führen darf, erscheint im vorliegenden Fall für den 

Antrag zu 1) eine Erhöhung auf den dreifachen Wert iSd § 23 Abs. 3 S. 2 HS 2 RVG, d. h. 

15.000,00 €, als angemessen, aber auch ausreichend.  

 

Entgegen der Auffassung der Beteiligten zu 1) war hiervon kein Abschlag vorzunehmen, 

weil es sich um ein einstweiliges Verfügungsverfahren handelte. Nach Ziff. I Nr. 16.1 

Streitwertkatalog 2024 sind 100 % des allgemeinen Wertes anzusetzen, wenn die 

Hauptsache durch das Eilverfahren vorweg genommen wird. Diese für Individualverfahren 

ergangene Empfehlung der Streitwertkommission ist auf das Beschlussverfahren zu 

übertragen, weil sie den durch die gerichtliche Entscheidung vermittelten Rechtsschutz für 

die Wertfestsetzung berücksichtigt, was gleichermaßen für Beschlussverfahren gilt. Zu 

Recht ist das Arbeitsgericht davon ausgegangen, dass es mit einer stattgebenden 
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Entscheidung die Hauptsache vorweggenommen wird. Denn werden die begehrten 

Unterlagen herausgeben, erhält der Beteiligte zu 10) endgültig Kenntnis von ihrem Inhalt 

und kann seine Tätigkeit danach ausrichten. Die seitens der Beteiligten zu 10) zitierten 

Kommentare zu § 53 GKG belegen nicht, dass der Wert eines einstweiligen 

Verfügungsverfahrens aufgrund des nur vorläufigen Charakters in jedem Fall geringer zu 

beziffern ist als der Hauptsachewert.  

 

bb) Der Antrag zu 2) ist mit insgesamt 10.000,00 € zu bewerten. 

 

Mit dem Arbeitsgericht ist für die Bewertung dieses Antrags die große Bedeutung des 

Herausgabeverlangens insbesondere hinsichtlich der begehrten Sitzungsunterlagen sowie 

der Betriebsratsbeschlüsse zu berücksichtigen. Sie können für den Ausgang der 

zahlreichen Beschlussverfahren erster und zweiter Instanz entscheidend sein, woran die 

Beteiligte zu 1), die als Arbeitgeberin an den meisten Verfahren beteiligt sein dürfte, ein 

eigenes großes Interesse hat. Die Betriebsvereinbarungs-Entwürfe, anwaltlichen Entwürfe 

und anwaltlichen Beratungskorrespondenzen hierzu im Zeitraum von Mai 2022 bis 

Dezember 2024 haben eine große Bedeutung für den Beteiligten zu 10), der sich mit ihrer 

Kenntnis den Hintergrund geschlossener Betriebsvereinbarungen erschließen kann. Da 

maßgeblich für die Wertfestsetzung die Bedeutung der Angelegenheit für die Beteiligten ist, 

kommt es nicht darauf an, ob der Vorsitzende der Kammer die Bedeutung der mit den 

Anträgen herausverlangten Gegenstände und Daten bagatellisiert und verharmlost hat, wie 

die Beteiligte zu 10) behauptet und zur Rechtfertigung einer äußerst geringen 

Wertfestsetzung anführt. Auch in Bezug auf diesen Antrag ist eine Herabsetzung des Werts 

im Hinblick auf die Durchführung des Verfahrens als einstweiliges Rechtsschutzverfahren 

nicht geboten, weil die Hauptsache vorweggenommen wird.  

 

cc) Der Antrag zu 3) ist mit insgesamt 5.000,00 € zu bewerten. 

 

Das Interesse der Beteiligten zu 1) an Herausgabe bzw. Zurverfügungstellung der 

Korrespondenzen, die jeweils über die individualisierten dienstlichen E-Mail Adressen der 

Beteiligten zu 2) bis 9) in ihrer Funktion als Mandatsinhaber geführt wurden, ist nicht höher 

als der Ausgangswert des § 23 Abs. 3 S. 2 HS 2 RVG zu bewerten. Diese Korrespondenz 

dürfte zum großen Teil bereits Teil der mit den Anträgen zu 1) und 2) herausverlangten 

Betriebsratsunterlagen sein. Andererseits erlangt die Beteiligte zu 1) mit diesem Antrag eine 

Gewähr dafür, dass es neben etwaig herausgegebenen „offiziellen“ Betriebsratsunterlagen 
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keine privaten „Nebenakten“ gibt, was es rechtfertigt, den Wert nicht niedriger als 

5.000,00 € anzunehmen. 

 

dd) Der Antrag zu 4) ist mit insgesamt 6.250,00 € zu bewerten. 

 

Mit dem Antrag zu 4), den Beteiligten zu 2) bis 9) jeweils aufgegeben, an Eides statt zu 

versichern, dass sie über keine weiteren als in den Anträgen zu 1) bis 3) aufgeführten 

physischen und digitalen Betriebsratsunterlagen, Daten sowie Kopien hiervon verfügen und 

sämtliche Betriebsratsunterlagen und Daten herausgegeben haben, begehrt die Beteiligte 

zu 1) neben der Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung auch eine Auskunft. Denn die 

Beteiligten zu 2) bis 9) sollen erklären, keine weiteren Betriebsratsunterlagen als die 

Herausgegebenen in ihrem Besitz zu haben und sämtliche Betriebsratsunterlagen 

herausgegeben zu haben; die Vollständigkeit und Richtigkeit dieser Erklärung sollen sie an 

Eides Statt versichern. Von einer mit der eidesstattlichen Versicherung verbundenen 

Auskunft geht auch die Beteiligte zu 1) in ihrer Beschwerdebegründung aus.  

 

Der Wert des Auskunftsantrags bestimmt sich nach dem Interesse der Beteiligte zu 1) an 

dieser Auskunft und ist als hoch einzuschätzen. Denn sie erklärt im Schriftsatz vom 

25.04.2025, S. 7, sie gehe davon aus, dass noch eine nicht unerhebliche Anzahl weiterer 

herausgabepflichtiger Betriebsratsunterlagen vorliege, die sie aktuell jedoch noch nicht 

näher bezeichnen könne und heraus zu verlangen beabsichtige. Darüber hinaus ist für die 

Wertfestsetzung maßgebend, in welchem Maß die Durchsetzbarkeit der Ansprüche des 

Antragstellenden von der Auskunft abhängt. Das Interesse ist umso höher zu bewerten, je 

geringer seine Kenntnisse und sein Wissen über die zur Begründung des 

Leistungsanspruchs maßgeblichen Tatsachen sind (vgl. Zöller/Herget, a.a.O., § 3 ZPO Rn. 

16.28). Entgegen der Auffassung der Beteiligten zu 1) kommt es nicht auf einen objektiven 

Verkehrswert dieser Unterlagen an, sondern darauf, dass der neu gewählte Betriebsrat 

mithilfe der herauszugebenden Betriebsratsunterlagen zu einer ordnungsgemäßen 

Betriebsratstätigkeit auch im Interesse der Arbeitgeberin befähigt wird. Unter 

Berücksichtigung der Wertfestsetzung für den Herausgabeanspruch betreffend den 

bekannten Betriebsratsunterlagen zu 1) iHv. 15.000,00 € dürften noch nicht bekannte 

Betriebsratsunterlagen mit der Hälfte, d. h. mit 7.500,00 € zu bemessen sein. Denn es dürfte 

sich trotz der angenommenen nicht unerheblichen Anzahl um eine geringere Menge als die 

benannten Betriebsratsunterlagen handeln. Da die Auskunft mit einem Bruchteil des 

Leistungsantrags zu bewerten ist, der nach Ziff. I Nr. 10.1. Streitwertkatalog 2024 zwischen 
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10 bis 50 % anzusetzen ist, erscheint es angemessen, einen Bruchteil von 1/3 von 7.500,00 

€, also 2.500,00 € zugrunde zu legen.  

 

Des Weiteren ist der Wert der im Antrag zu 4) enthaltenen eidesstattlichen Versicherung 

festzusetzen, der nach § 3 S. 2 ZPO zu schätzen ist und sich nach dem Interesse des 

antragstellenden Beteiligten an einer zutreffenden Auskunft bemisst (vgl. Zöller/Herget, 

ZPO, a.a.O., § 3 ZPO Rn. 16.58). Da der Antrag zu 4) einen weiteren Herausgabeantrag 

von Betriebsratsunterlagen vorbereiten soll und das Interesse der Beteiligten zu 1) an einer 

vollständigen und richtigen Auskunft groß ist, erscheint es angemessen, den Wert der 

eidesstattlichen Versicherung mit dem Bruchteil von 1/2 des Auskunftsanspruchs, d. h. iHv. 

1.250,00 € zu bemessen. 

 

ee) Der Antrag zu 5) ist mit 7.500,00 € zu bewerten. 

 

Mit dem Antrag zu 5) liegt ein Stufenantrag vor, dessen Wert sich analog § 44 GKG 

bestimmt. Da der Wert des Herausgabeantrags der höhere Wert ist, ist allein dieser 

maßgeblich.  

 

Die Beteiligte zu 1) begehrt zu 5d) i. V. m. 5a) die Herausgabe 

betriebsverfassungsrechtlicher Datenbestände und Betriebsratsunterlagen, die den 

Beteiligten zu 2) bis 9) bei Ablauf ihrer Amtsperiode am 16.12.2024 vorlagen. Der Wert 

dieser Unterlagen bemisst sich aus dem Wert der Anträge zu 1) bis 4), denn die Anträge 

zu 1) bis 3) betreffen Unterlagen, die der Beteiligten zu 1) bekannt sind (Anträge zu 1) bis 

3)) bzw. aufgrund Auskunft (Antrag zu 4)) bekannt werden. Soweit die Beteiligte zu 1) 

Herausgabe der mit den Anträgen zu 1) bis 3) bereits herausverlangten Unterlagen 

verlangt, besteht wirtschaftliche Identität der Herausgabeansprüche, weil sie auf dasselbe 

Interesse gerichtet sind (vgl. Zöller/Herget, a.a.O., § 5 Rn. 8 mwN.). Da es in diesem Fall 

zu keiner wirtschaftlichen Werthäufung kommt, darf der Antrag, die mit dem Wert der 

Herausgabeanträge zu 1) bis 3) anzusetzen wäre, nicht addiert werden (vgl. BAG, 

Beschluss vom 01.03.2022 - 9 AZB 38/21 - Rn. 8 ff.). Das Herausgabeverlangen in Bezug 

auf Betriebsratsunterlagen, die nicht Gegenstand der Anträge zu 1) bis 3) waren, wurde im 

Rahmen der Bewertung des Antrags zu 4) mit 7.500,00 € bewertet und ist für den 

überschießenden Teil des Antrags zu 5) zu berücksichtigen. 
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Zum anderen begehrt die Beteiligte zu 5d) i.V.m. 5b) Herausgabe solcher 

Geschäftsunterlagen, die die Beteiligten zu 2) bis 9) über die erstgenannten Unterlagen 

hinaus bei Ablauf ihrer Amtsperiode am 16.12.2024 in ihrem Besitz hatten. Hierin liegt im 

Vergleich zum Antrag zu 5a) kein anderes Rechtsschutzbegehren. Unterlagen, die den 

Beteiligten zu 2) bis 9) bei Ablauf ihrer Amtsperiode am 16.12.2024 vorlagen, sind auch 

solche, die sie bei Ablauf ihrer Amtsperiode am 16.12.2024 in Besitz hatten. Der Antrag zu 

5b) ist damit auf dasselbe Ziel wie der Antrag zu 5a) gerichtet; er begründet keinen 

wirtschaftlichen Mehrwert, der zu einer gesonderten Bewertung führen würde.  

 

ff) Der Antrag zu 6) war nach § 45 Abs. 1 S. 2 GKG analog nicht zu bewerten, weil 

über ihn nicht entschieden worden ist. 

 

gg) Die Werte der mehreren Gegenstände sind gem. § 22 Abs. 1 RVG 

zusammenzurechnen und ergeben einen Gesamtwert von 43.750,00 €.  

 

III. 

 

Eine Kostenentscheidung ist nicht veranlasst, weil den Beteiligten Kosten nicht erstattet 

werden, § 33 Abs. 9 RVG.  

 

Da die Beschwerde nur teilweise zurückgewiesen wird, war die Gebühr nach Nr. 8614 der 

Anlage 1 zu § 3 Abs. 2 GKG auf die Hälfte zu ermäßigen. Das vorliegende Verfahren nimmt 

nicht an der Kostenbefreiung nach § 2 Abs. 2 GKG teil, weil es sich nicht um eine 

Angelegenheit nach § 2a Abs. 1 ArbGG, sondern um eine Festsetzung des Verfahrenswerts 

nach § 33 RVG handelt. 

 

IV. 

 

Diese Entscheidung, die gem. § 78 S. 3 ArbGG durch die Vorsitzende der 

Beschwerdekammer allein ergeht, ist unanfechtbar, § 33 Abs. 4 Satz 3 RVG. 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

Gegen diese Entscheidung ist kein Rechtsmittel gegeben. 
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Dr. Eulers 


	Beschluss
	In dem Beschwerdeverfahren

